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Weisungen des Oberauditors 
für die Festsetzung des Honorars für amtliche Mandate  
in Strafverfahren der Militärjustiz 

 

vom 30. Dezember 2023 (Stand am 1. Januar 2025) 

 

 

Der Oberauditor, 

 

gestützt auf Artikel 16 Absatz 1 des Militärstrafprozesses vom 23. März 19791 (MStP) und 

Artikel 4 Absatz 8 der Verordnung vom 22. November 20172 über die Militärjustiz (MJV), 

 

erlässt folgende Weisungen: 
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1 Einleitung 

Für ihre Tätigkeit während einer vorläufigen Beweisaufnahme, einer Voruntersuchung, 

in der Vorbereitungsphase und anlässlich der Hauptverhandlung sowie im Rechtsmit-

telverfahren erhalten die amtlichen Verteidigerinnen und Verteidiger eine Entschädi-

gung. 

 

2 Grundsatz: Abrechnung nach Stundenansatz 

Das Honorar der amtlichen Verteidigerin oder des amtlichen Verteidigers bemisst sich 

in der Regel nach einem Ansatz von 250 Franken pro Stunde. In Ausnahmefällen von 

besonderer Komplexität beträgt der Stundenansatz 320 Franken pro Stunde.3 

 

 
1  SR 322.1 
2  SR 516.41 
3  Als Beispiel seien komplexe Unfälle mit mehreren Mitbeschuldigten genannt, in denen eine fachlich speziali-

sierte Person mit der Verteidigung beauftragt wird. Das Vorliegen eines medienträchtigen Falles reicht nicht 
aus. 
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Der Ansatz von 250 Franken pro Stunde gilt auch für die Reisezeit bis zu einer halben 

Stunde pro Weg. Die eine halbe Stunde überschreitende Reisezeit pro Weg wird nach 

einem Ansatz von 200 Franken pro Stunde berechnet. 

 

Die amtliche Verteidigung hat eine Zusammenstellung ihres Zeitaufwandes und ihrer 

Barauslagen vorzulegen.4 Diese ist nicht bindend, sie dient als «Richtschnur». 

 

Bei der Bemessung des Honorars ist auszugehen vom Zeitaufwand, den eine fachlich 

ausgewiesene, gewissenhafte Anwältin oder ein solcher Anwalt für die Wahrung der 

Rechte von Mandanten im Verfahren vor den Strafbehörden der Militärjustiz benötigt.  

 
2.1 Notwendiger Zeitaufwand 

Zum notwendigen Zeitaufwand gehören insbesondere: 

- Aktenstudium; 

- Instruktionsgespräche mit der Mandantin oder dem Mandanten zur Vorbereitung 

von Einvernahmen und Verhandlungen;5 

- Teilnahme an Einvernahmen und Verhandlungen samt anrechenbarem Weg; 

- schriftliche Eingaben; 

- Vorbereitung des Plädoyers. 

 
2.2 Nicht zu entschädigende Aufwände 

Grundsätzlich nicht zu entschädigen sind: 

- Sekretariatsarbeit6; 

- Rechtsstudium7. 

 
2.3 Notwendige Barauslagen 

Zu den notwendigen Barauslagen gehören insbesondere: 

- Reisespesen: 

o öffentliche Verkehrsmittel: effektive Kosten 1. Klasse; 

o Autospesen: 70 Rappen pro Fahrkilometer; 

- Porto und Telefonauslagen (effektive Gebühren und Kosten); 

- Fotokopien (50 Rappen pro Seite). 

 

3 Ausnahme: Pauschalhonorar 

Da sich die Militärjustiz mit vielen Verfahren zu beschäftigen hat, die im Allgemeinen 

einen vergleichbaren Zeitaufwand für die Verteidigung verursachen, kann das Honorar 

der amtlichen Verteidigerin oder des amtlichen Verteidigers pauschal festgesetzt wer-

den.8 Das Pauschalhonorar pro amtliches Mandat für einen Verhandlungstag mit mehr 

als einem Mandat beträgt 900 bis 1’200 Franken, bei Teilnahme an einer einzelnen 

Verhandlung 1’000 bis 1’600 Franken.9 

 

Die angeführten Pauschalen sollen grundsätzlich den gesamten Aufwand der amtli-

chen Verteidigerin oder des amtlichen Verteidigers abdecken, schliessen also Kontakte 

mit der Mandantin oder dem Mandanten, Aktenstudium, rechtliche Abklärungen, Spe-

sen und Reisezeit usw. ein. 

 
4  An der Hauptverhandlung sowie im Rechtsmittelverfahren der Präsidentin oder dem Präsidenten; bei einem 

Strafmandat oder einer Einstellungsverfügung der Auditorin oder dem Auditor; bei einer vorläufigen Beweisauf-
nahme der Oberauditorin oder dem Oberauditor 

5 Bei Schwierigkeiten in der Kommunikation mit der Mandantin oder dem Mandanten ist der erforderliche Aufwand 
zur Sicherstellung der Vorbereitungsgespräche zu betreiben. 

6 Schreibarbeiten, Terminabsprachen, Arbeiten im Zusammenhang mit Versand bzw. Abholen von Akten und Kor-
respondenz, soziale Betreuungszeit 

7 Rechtsstudium kann nur in Ausnahmefällen bezüglich komplizierter Rechtsfragen in Rechnung gestellt werden. 
8 Beispiele: komplikationslose Fälle von Nichtbefolgung von Dienstvorschriften, Nichteinrücken usw. 
9 Als Faustregel für die Beurteilung, ob ein Pauschalhonorar in Frage kommt, diene folgende Aufstellung: 

1 Stunde Aktenstudium, 0.5 Stunden Vorbesprechung, 2 Stunden Gerichtsverhandlung, 0.5 Stunden Nachbear-
beitung ergeben 4 Stunden. 
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4 Mehrwertsteuer 

Die Präsidentinnen und Präsidenten sowie die Auditorinnen und Auditoren bestimmen 

das Honorar der amtlichen Verteidigerinnen und Verteidiger ohne Einbezug der Mehr-

wertsteuer mit der Formulierung «zuzüglich allfällige Mehrwertsteuer». 

 

Anwältinnen und Anwälte, welche mehrwertsteuerpflichtig sind, geben der Kanzlei Mili-

tärjustiz ihre MWST-Nummer bekannt. Die Kanzlei vergütet ihnen zusätzlich zu dem 

von der Präsidentin oder dem Präsidenten bzw. der Auditorin oder dem Auditor festge-

setzten Honorar die Mehrwertsteuer zum jeweils geltenden Ansatz. 

 

5 Einsetzung einer privaten Verteidigung als amtliche Verteidigung während eines 

laufenden Verfahrens 

Eine private (erbetene) Verteidigung kann als amtliche Verteidigung während eines 

laufenden Verfahrens eingesetzt werden, sofern: 

1. überhaupt ein Anspruch auf amtliche Verteidigung besteht (Art. 109 Abs. 2 MStP10 

und Art. 43 Abs. 2 MStV11); 

2. die bisherige private (erbetene) Verteidigung nicht weitergeführt werden kann; 

3. die beschuldigte Person ausdrücklich ein entsprechendes Gesuch stellt12; und 

4. die bisherige Privatverteidigerin oder der bisherige Privatverteidiger sich bereit er-

klärt, das Mandat als amtliche Verteidigerin oder amtlicher Verteidiger mit den ent-

sprechenden Rechten und Pflichten weiterzuführen (die beschuldigte Person hat 

diese Bereitschafts-Erklärung ihrer Anwältin oder ihres Anwalts mit dem Gesuch 

beizubringen). 

 

Wird dem Gesuch um Einsetzung der bisherigen Privatverteidigung zur amtlichen Ver-

teidigung entsprochen, so richtet sich die Entschädigung nach den gleichen Grundsät-

zen wie bei einer ordentlichen amtlichen Verteidigerin oder einem amtlichen Verteidi-

ger. 

 

Zu beachten ist, dass die Gutheissung des Gesuchs die Einsetzung der vormaligen 

Privatverteidigung zur amtlichen Verteidigung ex nunc bewirkt, also mit Wirkung ab 

dem Datum der Gesuchstellung. Die beschuldigte Person hat somit – soweit sie kos-

tenpflichtig wird – für das bis zu diesem Zeitpunkt aufgelaufene Honorar für die private 

Verteidigung selbst aufzukommen; dies ist bei der Festsetzung des Honorars für die 

Zeit der amtlichen Mandatierung entsprechend zu berücksichtigen. 

 

6 Festsetzung und Auszahlung des Honorars an die amtliche Verteidigung 

Wird die amtliche Verteidigerin oder der amtliche Verteidiger während der vorläufigen 

Beweisaufnahme bezeichnet, dem Verfahren jedoch keine weitere Folge gegeben, be-

stimmt die Oberauditorin oder der Oberauditor die Entschädigung. Wird ein Verfahren 

eingestellt oder mittels Strafmandats erledigt, bestimmt die Auditorin oder der Auditor, 

in allen anderen Fällen die Gerichtspräsidentin oder der Gerichtspräsident die Entschä-

digung.13 
 

10 Militärstrafprozess vom 23. März 1979 (MStP; SR 322.1) 
11 Verordnung vom 24. Oktober 1979 über die Militärstrafrechtspflege (MStV; SR 322.2) 
12 Das Gesuch ist bei einem Antrag um Einsetzung nach Abschluss der Voruntersuchung bei der verfahrenslei-

tenden Gerichtspräsidentin oder beim verfahrensleitenden Gerichtspräsidenten einzureichen; ist noch keine 
zuständige Präsidentin oder kein zuständiger Präsident bestimmt, bei der Präsidentin I oder beim Präsiden-
ten I des Militärgerichts. Während der Voruntersuchung ist das Gesuch über die Untersuchungsrichterin oder 
den Untersuchungsrichter bei der Präsidentin I oder beim Präsidenten I des Militärgerichts einzureichen; wäh-
rend einer vorläufigen Beweisaufnahme über die Untersuchungsrichterin oder den Untersuchungsrichter bei 
der Oberauditorin oder beim Oberauditor. 

13 Ziffer 10 der Richtlinien des Truppenrechnungswesens der Logistikbasis der Armee (LBA) für das Rechnungs-
wesen der Militärjustiz in der geltenden, per 1. Januar 2012 in Kraft getretenen Fassung 
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Die Festsetzung des Honorars der amtlichen Verteidigerin oder des amtlichen Verteidi-

gers ist nicht Bestandteil des Entscheids in der Sache und gehört deshalb nicht ins Dis-

positiv dieses Entscheids. Die Präsidentin oder der Präsident des Militärgerichts bzw. 

die Auditorin oder der Auditor bei Strafmandaten und Einstellungsverfügungen setzt 

das Honorar am Ende «ihres» bzw. «seines» Verfahrens in einer separaten Verfügung 

fest.14 Diese Verfügung ist nicht rekursfähig.15 Dies gilt unabhängig davon, ob ein 

Rechtsmittel gegen den Entscheid in der Sache eingelegt wird oder nicht. 

 

Die Verfügung ist der Kanzlei zum Vollzug einzureichen. Diese erteilt den Zahlungsauf-

trag an die Logistikbasis der Armee (LBA) gemäss separater Weisung. 

 

Die Kanzlei sorgt dafür, dass die Entschädigung bzw. deren Auszahlung an die amtli-

che Verteidigerin oder den amtlichen Verteidiger in den Verfahrensakten ersichtlich ist. 

 

Bei grösseren und damit in der Regel länger dauernden Verfahren kann die amtliche 

Verteidigung bei Bedarf Entschädigungsvorschüsse verlangen. Sie hat dazu eine Zu-

sammenstellung ihres Zeitaufwandes und ihrer Aufwendungen vorzulegen. Die Präsi-

dentin oder der Präsident des Militärgerichts16 legt die Höhe des Vorschusses17 fest 

und beauftragt die Kanzlei mit dem Vollzug. 

 

7 Einsetzung eines unentgeltlichen Rechtsbeistands für ein Opfer 

Die in diesen Weisungen festgehaltenen Bestimmungen gelten sinngemäss auch für 

amtlich bestellte unentgeltliche Opferanwältinnen und Opferanwälte i.S.v. Art. 84e Abs. 

2 MStP. 

 

8 Entschädigung bei privater Verteidigung 

Private (erbetene) Verteidigerinnen und Verteidiger werden grundsätzlich von ihren 

Auftraggebern für die erbrachten anwaltlichen Dienstleistungen bezahlt. 

 

Obsiegt die beschuldigte Person, wird dieser in der Regel vom Gericht, bzw. von der 

Auditorin oder vom Auditor bei einer Einstellungsverfügung, eine Parteientschädigung 

zugesprochen. In dieser sind insbesondere auch die zugesprochenen Kosten für An-

wältinnen und Anwälte enthalten (Art. 117 Abs. 3 und 151 Abs. 5 MStP). 

 

Der Entscheid über die Entschädigung ist in die Einstellungsverfügung aufzunehmen 

(Art. 117 Abs. 4 MStP); die vom Gericht festgesetzte Parteientschädigung ist Bestand-

teil des Urteilsdispositivs. Sie ist nach eingetretener Rechtskraft der Einstellungsverfü-

gung bzw. des Urteils der privaten Verteidigerin oder dem privaten Verteidiger zu 

Gunsten der Klientin bzw. des Klienten zu überweisen. 

 

9 Schlussbestimmungen 

Für Verfahren, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Weisungen hängig sind, gel-

ten ausschliesslich diese Weisungen. 

 

Diese Weisungen treten am 1. Januar 2024 in Kraft und gelten bis zum 31. Dezember 

2028. 

 

 
14 Für Gerichtsfälle genügt das von der Präsidentin oder vom Präsidenten unterschriebene Formular «Abrech-

nung Hauptverhandlung». 
15 MKGE 12 Nr. 24, im Grundsatz bestätigt in MKGE 13 Nr. 9 E. 5. 
16  Dies gilt auch während einer laufenden Voruntersuchung auf Antrag der Untersuchungsrichterin oder des Un-

tersuchungsrichters. 
Während einer laufenden vorläufigen Beweisaufnahme entscheidet die Oberauditorin oder der Oberauditor. 

17  Wird während der Voruntersuchung oder ggf. bereits der vorläufigen Beweisaufnahme eine Bevorschussung 
beantragt, so soll diese nicht mehr als zwei Drittel des von der Verteidigung ausgewiesenen Honorars betragen. 



  
   

 

5/5 

 
 

 

Oberauditorat 

 

 

 

Dr. Stefan Flachsmann 

Oberauditor 

 

 

Geht an 

alle Angehörigen der Militärjustiz 

alle Mitarbeitenden des Oberauditorats 


